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Änderung der Beschaffungsanordnung des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales (BeschAO) 

Am 01. Juli 2026 ist die neue Hausanordnung zur Vergabe öffentlicher Aufträge, 
Beschaffungen über das Kaufhaus des Bundes und Abrufen aus Rahmenverträgen 
(Beschaffungsanordnung - BeschAO, Stand: 19. Juni 2026) im Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales (BMAS) in Kraft getreten (Anlage). 

In § 8 BeschAO ist der Höchstwert für Verhandlungsvergaben abweichend von 
§ 8 Absatz 4 Nr. 17 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) und gemäß der 
Abweichenden Verwaltungsvorschriften zur Nutzung von Verhandlungsvergaben mit und 
ohne Teilnahmewettbewerb festgelegt. Regelungen zur Vergabe von freiberuflichen 
Leistungen sind in § 13 BeschAO geregelt. Regelungen zu Zuwendungen befinden sich 
nunmehr in § 11 BeschAO.  



 

Seite  2 von 2 Die Vorschriften §§ 7a, 8, 9, 11 und 13 der BeschAO sind ab sofort von den obersten 
Bundesgerichten und Behörden im unmittelbaren Geschäftsbereich des BMAS bei der 
Durchführung von Vergabeverfahren und ggf. bei der Bewilligung von Zuwendungen zu 
beachten. 

Wir weisen darauf hin, dass für öffentliche Auftraggeber des nachgeordneten Bereichs ab 
dem 1. Juli 2026 gemäß § 106 Abs. 2 Nr. 1 GWB i. V. m. Art. 4 der Richtlinie 2014/24/EU 
der Schwellenwert für sonstige öffentliche Auftraggeber maßgeblich ist.  

Für die Bundesagentur für Arbeit und die der Rechtsaufsicht des Bundesamtes für Soziale 
Sicherung unterliegenden Einrichtungen des mittelbaren Geschäftsbereichs gilt § 8 
BeschAO und der dort festgelegte Höchstwert für Verhandlungsvergaben gemäß der 
Abweichende Verwaltungsvorschriften zur Nutzung von Verhandlungsvergaben mit und 
ohne Teilnahmewettbewerb. Für die Regelungen der § 9 und 13 BeschAO bitte ich um 
Kenntnisnahme. Das Bundesamt für Soziale Sicherung bitte ich um eine entsprechende 
Bekanntgabe in seinem Aufsichtsbereich. 

Im Auftrag 
gez. 
Dr. Jessica Blattner 
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